Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3666 


Zusamm enstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Enwurfs eines 
Gesetzes über bauliche Maßnahmen zum Schutz der 
Zivilbevölkerung (Schutzbaugesetz) 

— Drucksachen IV/896, IV/3512, Nachtrag zu IV/3512 — 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert 

nach den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

— Drucksachen IV/3512, Nachtrag zu IV/3512 — 
bis auf die folgenden Vorschriften: 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 3 

Beschaffenheit der Schutzräume 

(1) Die Schutzräume müssen gegen herabfallende 
Trümmer, gegen radioaktive Niederschläge, gegen 
Brandeinwirkungen sowie gegen biologische und 
chemische Kampfmittel Schutz gewähren und für 
einen längeren Aufenthalt geeignet sein (Grund- 
schutz); es muß die Gewähr bestehen, daß sie in kür- 
zester Zeit erreichbar sind. 

(2) Der Bundesminister des Innern kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates für bestimmte Gemeinden oder Gemeinde- 
teile anordnen, daß die Schutzräume einem Luft- 
stoß von 3 kg/cm 2 standhalten und so ausgeführt 
werden müssen, daß der radioaktiven Anfangsstrah- 
lung Rechnung getragen wird (verstärkter Schutz). 
In der Verordnung ist auch ein pauschaler Zuschuß 
zu den Baukosten festzusetzen, der dem Bauherrn 
auf Antrag aus Bundesmitteln zu gewähren ist und 
der den zusätzlichen Kosten im wesentlichen ent- 
sprechen soll. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 3 

Beschaffenheit der Schutzräume 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister des Innern kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates für bestimmte Gemeinden oder Gemeinde- 
teile, in denen bei Kampfeinwirkungen durch be- 
nachbarte Anlagen oder Einrichtungen erhebliche 
mittelbare Gefahren entstehen, anordnen, daß die 
Schutzräume einem Luftstoß von 3 kg/cm 2 standhal- 
ten und so ausgeführt werden müssen, daß der radio- 
aktiven Anfangsstrahlung Rechnung getragen wird 
(verstärkter Schutz). In der Verordnung, die sich im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel halten 
muß, ist auch ein pauschaler Zuschuß zu den Bau- 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(3) Die näheren Vorschriften über die Beschaf- 
fenheit der Schutzräume, insbesondere ihre Größe, 
die Dicke ihrer umfassenden Bauteile und die sta- 
tischen Anforderungen, über ihre Anordnung im 
Gebäude oder auf dem Grundstück sowie über ihre 
Kennzeichnung und technische Ausstattung erläßt 
der Bundesminister für Wohnungswesen, Städtebau 
und Raumordnung im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister des Innern durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates. In der Verordnung 
können auch bauliche Mindestmaßnahmen zur Siche- 
rung des Zugangs zum Schutzraum sowie Notaus- 
stiege und Durchbrüche durch die Gebäudetrenn- 
wände im Keller vorgeschrieben werden. Die Eigen- 
tümer bestehender Gebäude sind zur Duldung des 
für einen Neubau vorgeschriebenen Durchbruchs 
verpflichtet. 

§ 6 

Gewährung von Zuschüssen 

(1) Werden Schutzräume nach § 2 errichtet , so er- 
hält der Bauherr auf Antrag aus Bundesmitteln einen 
pauschalen Zuschuß, der ein Viertel der Baukosten 
des Grundschutzes decken soll. Träger von Einrich- 
tungen der in § 2 Abs. 2 genannten Art, die Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts oder gemeinnützig 
im Sinne der Gemeinnützigkeitsverordnung sind, er- 
halten je zur Hälfte vom Bund und vom Land einen 
pauschalen Zuschuß, der fünfzig vom Hundert der 
Baukosten decken soll; bei Krankenhäusern und an- 
deren Einrichtungen, die der Versorgung von bett- 
lägerig Kranken dienen, beträgt der Zuschuß sechzig 
vom Hundert. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, im Einvernehmen mit den Bundesministern der 
Finanzen und für Wohnungwesen, Städtebau und 
Raumordnung durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates das Verfahren zu regeln und 
die Zuschüsse festzusetzen. 

§ 41 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. Die §§1,3 

Abs. 2 und 3, §§ 4 bis 10, 12, 18 bis 22, 23 Abs. 4, 
§§ 24 bis 27, 28 Abs. 2 und §§29 bis 40 treten am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. Maßgebend für 
das Inkrafttreten ist bei der Verpflichtung nach § 2 
der Tag des Eingangs des Bauantrags, bei den Bürg- 
schaften nach § 5 sowie bei den Zuschüssen nach §§ 6 
und 12 der Zeitpunkt der Fertigstellung des Gebäu- 
des. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

kosten festzusetzen, der dem Bauherrn auf Antrag 
aus Bundesmitteln zu gewähren ist und der den zu- 
sätzlichen Kosten im wesentlichen entsprechen soll. 

(3) unverändert 


§ 6 

Gewährung von Zuschüssen 

(1) Der Bund gewährt für Wohngebäude, die im 
öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau errich- 
tet werden, auf Antrag des Eigentümers einen pau- 
schalen Zuschuß zu den Kosten des Grundschutzes; 
der Zuschuß soll ein Viertel der Kosten decken. Trä- 
ger von Einrichtungen der in § 2 Abs. 2 genannten 
Art, die Körperschaften des öffentlichen Rechts oder 
gemeinnützig im Sinne der Gemeinnützigkeitsver- 
ordnung sind, erhalten je zur Hälfte vom Bund und 
vom Land einen pauschalen Zuschuß, der fünfzig 
vom Hundert der Baukosten decken soll; bei Kran- 
kenhäusern und anderen Einrichtungen, die der Ver- 
sorgung von bettlägerig Kranken dienen, beträgt der 
Zuschuß sechzig vom Hundert. 

(2) unverändert 


§ 41 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1 . Juli 1966 in Kraft. Die 
§§ 1, 3 Abs. 2 und 3, §§ 4 bis 10, 12, 18 bis 22, 23 
Abs. 4, §§ 24 bis 27, 28 Abs. 2 und §§ 29 bis 40 treten 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. Maßgebend 
für das Inkrafttreten ist bei der Verpflichtung nach 
§ 2 der Tag des Eingangs des Bauantrags, bei den 
Bürgschaften nach § 5 sowie bei den Zuschüssen nach 
§§ 6 und 12 der Zeitpunkt der Fertigstellung des Ge- 
bäudes. 


Bonn, den 24. Juni 1965 
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